
Bekanntmachung

über die Auslegung von geänderten Planunterlagen
zum Zwecke der Planfeststellung Bundesstraße 96

Verlegung der Ortsdurchfahrt Finsterwalde
von Bau-km 0+000,000 bis Bau-km 2+520,000
(Abs. 005, km 0,088 NK 4348 017 bis Abs. 130,

km 5,682 NK 4348 011)
einschließlich landschaftspflegerischer
Begleitmaßnahmen in der Gemarkung

Finsterwalde der Stadt Finsterwalde, in den
Gemarkungen Massen und Ponnsdorf des Amtes

Kleine Elster (Niederlausitz) und in der
Gemarkung Münchhausen der Stadt Sonnewalde,

Landkreis Elbe-Elster

Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Niederlassung
Süd, Hauptsitz Cottbus, hat für das oben genannte Bauvorhaben
die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 17
FStrG1, § 73 VwVfG2 und § 1 VwVfGBbg3 beantragt und die bereits
ausgelegten Planunterlagen geändert. Für das Bauvorhaben ein-
schließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Finster-
walde, Massen, Ponnsdorf und Münchhausen beansprucht.
Der geänderte Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die ent-
scheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen)
liegt in der Zeit vom

10. Dezember 2012 bis 18. Januar 2013

während der Dienststunden

Montag von 8.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 15.30 Uhr
Dienstag von 8.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 17.30 Uhr
Donnerstag von 8.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 15.30 Uhr
Freitag von 8.00 – 13.00 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung auch außerhalb dieser
Zeiten in der Verwaltung des Amtes Kleine Elster, Turmstraße 5,
03238 Massen-Niederlausitz, zur allgemeinen Einsichtsnahme aus.

————————
1 FStrG – Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206)
2 VwVfG – Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102, zuletzt geändert durch Artikel
2 Absatz 1 des Gesetzes vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2827)

3 VwVfGBbg – Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07. Juli 2009 (GVBl. I/09 [Nr. 12], S.
262, 264)

Hinweise:

1. Jeder, dessen Belange durch das geänderte Bauvorhaben be-
rührt werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach Beendi-
gung der Auslegung, das ist bis zum 18. Februar 2013, beim
Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 11 - Anhörungs-
behörde, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten (Telefon: 03342
4266-1137, Fax: 03342 4266-7601 oder 03342 4266-7603) oder
bei der Verwaltung des Amtes Kleine Elster, Turmstraße 5, 03238
Massen-Niederlausitz, Einwendungen gegen den Plan schrift-
lich oder zur Niederschrift zum Aktenzeichen 1139-AHB-641.10
erheben.
Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang
und das Maß ihrer Beeinträchtigungen erkennen lassen.
Ebenfalls bis zum vorstehend genannten Termin können sich
die nach § 63 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG4) oder nach landesrechtlichen Vorschriften im Rah-
men des § 63 Abs. 2 BNatSchG anerkannten Vereine sowie
sonstige Vereinigungen, soweit diese sich für den Umwelt-
schutz einsetzen und nach in anderen gesetzlichen Vorschrif-
ten zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltschutzan-
gelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Verei-
nigungen), zu dem Plan Stellung nehmen.
Mit Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen (§ 17a Nr. 7 FStrG in Verbindung mit § 73 Abs. 4 S. 3
VwVfG).

2. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unter-
schriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleich-
lautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben),
ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übri-
gen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese
Einwendungen unberücksichtigt bleiben.



3. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-
bung von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder
Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet.

4. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Plan-
feststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht
in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten
Entschädigungsverfahren behandelt.

_____________
4 BNatSchG – Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542),

in Kraft getreten am 01.03.2010

5. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungs-
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes Brandenburg,
Henning-von-Tresckow-Str. 2–8, 14467 Potsdam) entschieden.
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss)
an die Einwender kann durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen
sind.

6. Die Nummern 1, 2, 3 und 5 gelten für die Anhörung der Öffent-
lichkeit zu den Umweltauswirkungen des Bauvorhabens nach
§ 9 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung5 entsprechend.

Ende der amtlichen Bekanntmachungen
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7. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbau-
beschränkungen nach § 9 FStrG und die Veränderungssperre
nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeit-
punkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den
vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG).

8. Die Planunterlagen werden zusätzlich zur Auslegung in digita-
ler Form auf der Internetseite des Landesamtes für Bauen und
Verkehr unter:

http://www.lbv.brandenburg.de/plan_Anh_verf.htm

veröffentlicht.

_____________
5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757, 2797),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.08.2009 (BGBl. I S.
2723)
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Amtsdirektor
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